2 de 


Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 38.— 


(Nr. 4080.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 19. Auguſt 1854., enthaltend die Genehmigung der 
Ausdehnung des Unternehmens der Breslau⸗Schweidnitz-Freiburger Eiſen⸗ 
bahn auf die Anlage und Benutzung einer Eiſenbahn von Koͤnigszelt uͤber 
Striegau und Jauer nach Liegnitz. 


Au den Bericht des Staatsminiſteriums vom 1. d. M. will Ich dem Vor⸗ 
haben der Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahngeſellſchaft, ihr Unterneh⸗ 
men auf die Anlage und Benutzung einer Eiſenbahn von Koͤnigszelt uͤber Strie⸗ 
gau und Jauer nach Liegnitz auszudehnen, Meine landesherrliche Genehmigung 
hierdurch ertheilen. Zugleich beſtimme Ich, daß die in dem Geſetze uͤber die 
Eiſenbahn-Unternehmungen vom 3. November 1838. (Geſetz- Sammlung für 
1838. Seite 505.) ergangenen allgemeinen Vorſchriften, namentlich diejenigen 
uber die Expropriation, ſowie die Verordnung vom 21. Dezember 1846., die 
bei dem Bau von Eiſenbahnen beſchaͤftigten Handarbeiter betreffend (Geſetz⸗ 
Sammlung fuͤr 1847. Seite 21.), auf die neue Anlage Anwendung finden ſollen. 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur Öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Charlottenburg, den 19. Auguſt 1854. ö 
Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Walderſee. 


An das Staatsminiſterium. 


Jahrgang 1854. (Nr. 4080-4081.) 74 (Nr. 40810 
Ausgegeben zu Berlin den 2. Oktober 1854. 
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(Nr, 4081.) Beſtaͤtigungs⸗Urkunde, betreffend den ſechſten Nachtrag zu dem Statute der 
Breslau-Schweidnitz-Freiburger Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 19. Auguſt 
1854. 


Wie Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Nachdem die Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahngeſellſchaft in der 
Generalverſammlung vom 1. Mai d. J. befchloffen hat, ihr Unternehmen auf 
die Herſtellung einer Eiſenbahn von Koͤnigszelt uber Striegau und Jauer nach Lieg⸗ 
nitz auszudehnen, ſowie den anliegenden Nachtrag zu dem von Uns unterm 
10. Februar 1843. beſtaͤtigten Statute zu errichten, und Wir zu der beab⸗ 
ſichtigten Bahnanlage Unſere Genehmigung ertheilt haben, wollen Wir den 
vorerwaͤhnten Nachtrag zu dem Statute der Geſellſchaft, da ſich gegen denſel⸗ 
ben nichts zu erinnern gefunden hat, hierdurch landesherrlich beftätigen. 

Die gegenwärtige Urkunde ift nebſt dem beſtaͤtigten Statut-Nachtrage 
durch die Geſetz⸗Sammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 

Gegeben Charlottenburg, den 19. Auguſt 1854. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. d. Heydt. Simons. 


Sechſter Nachtrag 


zu dem Statute der Breslau⸗Schweidnitz⸗ Freiburger 
Eiſenbahngeſellſchaft. 


H. 1. 


Das Unternehmen der Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahngeſell⸗ 
ſchaft wird auf die Errichtung einer Seitenbahn von Koͤnigszelt uͤber Striegau 
und Jauer nach Liegnitz ausgedehnt. ö N 

Die ſpezielle Richtung dieſer Bahnſtrecke wird unter Genehmigung des 
Staates von dem Verwaltungsrathe der Geſellſchaft feſtgeſtellt werden. 


f H. 2. 
Das zur vollſtaͤndigen Ausfuͤhrung und Ausruͤſtung dieſer Bahnſtrecke 
erforderliche Koſtenkapital wird auf 1,300,000 Rthlr. — Eine Million fuͤnf⸗ 
malhundert tauſend Thaler — Preußiſch Kurant feſtgeſetzt, außerdem aber Be 
; er 
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der Geſellſchaftsfonds zur Vollendung der Bahnſtrecke von Schweidnitz nach 
Reichenbach und zur Vermehrung der Betriebsmittel der Geſellſchaft um die 
Summe von 800,000 Rthlr. — achtmalhundert tauſend Thaler — Preußiſch 
Kurant erhoͤht. 


§. 3. 


Die Beſchaffung dieſer beiden Kapitalien von zuſammen 2,300,000 Rthlr. 
700 zwei Millionen dreimalhundert tauſend Thaler — erfolgt durch Aus⸗ 
gabe von 


8500 Stuͤck Stamm⸗Aktien, jede uͤber 200 Rthlr. lautend, und von 
6000 Stuͤck Prioritaͤts⸗Obligationen, jede über 100 Rthlr. lautend. 


Die Bedingungen, unter welchen die Kreirung und Emiſſion dieſer Aktien 
und Obligationen, ſowie die Verzinſung und Amortiſation der Prioritaͤts⸗Obli⸗ 
gationen erfolgt, werden durch ein beſonderes Allerhöchſtes Privilegium feſtgeſetzt. 


Breslau, den 1. Mai 1854. 5 


(Nr. 4082.) Privilegium wegen Ausgabe von 1,700,000 Rthlr. auf den Inhaber lautender 
Stamm⸗Aktien, und 600,000 Rthlr. auf den Inhaber lautender Priori⸗ 
taͤts⸗Obligationen der Breslau-Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahngeſellſchaft. 
Vom 19. Auguſt 1854. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen dc. ꝛc. 5 


Nachdem die Breslau: Schweidniß- Freiburger Eiſenbahngeſellſchaft auf 
Grund der in der Generalverſammlung vom 1. Mai d. J. gefaßten Beſchluͤſſe 
darauf angetragen hat, ihr Behufs des Baues und der vollſtaͤndigen Aus⸗ 
rüftung einer Eiſenbahn von Königszelt über Striegau und Jauer nach Liegnitz, 
ſowie der Vermehrung des Betriebsmaterials der Breslau-Schweidnitz-Frei⸗ 
burger und der gaͤnzlichen Vollendung der Schweidnitz-Reichenbacher Eiſenbahn 
die Aufnahme einer Summe von zwei Millionen dreihundert tauſend Thalern 
durch Ausgabe von achttauſend fuͤnfhundert Stuͤck auf den Inhaber lautender 
Stamm⸗Aktien zum Betrage von je zweihundert Thalern und ſechstauſend Stuͤck 
auf den Inhaber lautender und mit vierprozentigen Zinsſcheinen verſehener 
Prioritaͤts⸗Obligationen zum Betrage von je Einhundert Thalern zu geſtatten, 
wollen Wir in Beruͤckſichtigung der Gemeinnuͤtzigkeit des neuen Unternehmens 
und der Nothwendigkeit der beabfichtigten Geldbeſchaffung, ſowie in Gemäß- 
heit des $. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. durch gegenwaͤrtiges Privi⸗ 
legium zur Ausgabe der gedachten Aktien und Obligationen unter den nach⸗ 
ſtehenden Bedingungen Unſere landesherrliche Genehmigung ertheilen: 


(Or. 1081-4082) 74 H. 1. 
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N 


Die zu emittirenden 4,700,000 Rthlr. Stamm⸗Aktien werden in Apoints 
zu 200 Rthlr. und in der Nummerfolge der auf Grund des am 10. Februar 
1843. beftätigten Geſellſchafts-Statuts und des am 14. Auguſt 1846. Aller⸗ 
hoͤchſt genehmigten zweiten Nachtrages zu demſelben zuſammen ausgegebenen 
8500 Stuck Stamm⸗Aktien, alſo von 8501 bis 17,000 und nach dem dem 
Geſellſchafts⸗Statute beigefügten Schema ſtempelfrei ausgefertigt. 

Auch im Uebrigen finden auf dieſe zu emittirenden 8500 Stuͤck Stamm⸗ 
Aktien, welche mit den bereits emittirten 8500 Stuͤck gleiche Rechte und gleiche 
Verpflichtungen haben, die Beſtimmungen des Geſellſchafts-Statuts und des 
dritten Nachtrages zu demſelben volle Anwendung, jedoch mit der alleinigen 
Ausnahme, daß dieſelben bis zu dem Ablaufe des Jahres, in welchem die 
Bahn von Koͤnigszelt nach Liegnitz in Betrieb geſetzt wird, mit vier Prozent 
verzinſt werden, und erſt von jenem Zeitpunkte ab mit den fruͤher emittirten 
8500 Stuͤck Stamm⸗Aktien gleichen Antheil an der Dividende der Geſell⸗ 
ſchaft haben. 

Zu dem Ende werden jeder der zu emittirenden 8500 Stuͤck Stamm⸗ 
Aktien Zinskupons nach dem Schema A. und erſt nach dem Eintritt des oben⸗ 

di, gedachten Zeitpunktes Dividendenſcheine nach dem Schema, welches dem am 
29. Juni 1850, beftätigten dritten Nachtrage zu dem Geſellſchafts-Statute 
beigefuͤgt iſt, beigegeben. 


H. 2. 


Die zu emittirenden Prioritaͤts⸗Obligationen von 600,000 Rthlr. werden 
in Apoints zu 100 Rthlr. in fortlaufenden Nummern von 1 bis 6000 nach 
dem Schema B. ſtempelfrei ausgefertigt. Jeder Obligation werden Zinskupons 
d, auf zehn Jahre und ein Talon zur Erhebung fernerer Kupons nach den 
„Schematen C. und D. beigegeben. Dieſe Kupons, ſowie der Talon werden 
Galle zehn Jahre zufolge beſonderer Bekanntmachung erneuert. Die Prioritaͤts⸗ 
Obligationen, ſowie Kupons und Talons, werden von zwei Mitgliedern des 
Verwaltungsrathes und dem Rendanten unterzeichnet. Auf der Ruͤckſeite der 
Obligationen wird dieſes Privilegium abgedruckt. 


H. 3. 


i Die Prioritaͤts⸗Obligationen werden mit vier Prozent jaͤhrlich verzinſt 
und die Zinſen in halbjährigen Terminen am 2. Januar und 1. Juli jeden 
Jahres in Breslau berichtigt. Zinſen von Prioritaͤts⸗Obligationen, deren Er⸗ 
hebung innerhalb vier Jahren von dem in dem betreffenden Kupon bezeichne⸗ 
ten Zahlungstage nicht geſchehen iſt, verfallen zum Vortheile der Geſellſchaft. 


Se, 
.. Die Prioritaͤts⸗Obligationen unterliegen der Amortiſation, wozu alljaͤhr⸗ 
lich die Summe von dreitauſend Thalern, unter Zuſchlag der durch die einge⸗ 
| loͤſten 
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loͤſten Prioritaͤts⸗Obligationen erfparten Zinſen, aus dem Ertrage des Eiſen⸗ 
bahnunternehmens verwendet wird. Die Zuruͤckzahlung der zu amortiſirenden 
Obligationen erfolgt am 1. Juli jeden Jahres, zuerſt im Jahre 1858. Es 
bleibt jedoch der Generalverſammlung der Eiſenbahngeſellſchaft vorbehalten, 
den Amortiſationsfonds zu verftärfen und fo die Tilgung der Prioritaͤts⸗Obli⸗ 
gationen zu beſchleunigen. Auch ſteht der Eiſenbahngeſellſchaft das Recht zu, 
außerhalb des Amortiſationsverfahrens ſaͤmmtliche alsdann noch vorhandene 
Prioritaͤts⸗Obligationen burch die oͤffentlichen Blaͤtter mit ſechsmonatlicher Friſt 
zu kuͤndigen und durch Zahlung des Nennwerths einzulöfen. In beiden Faͤl⸗ 
len bedarf es der Genehmigung des Staates. 

Ueber die geſchehene Amortiſation wird dem fuͤr das Eiſenbahnunterneh⸗ 
men beſtellten Königlichen Kommiſſariate alljährlich ein Nachweis vorgelegt. 


$. 5. 
1 


Die Inhaber der Prioritaͤts-Obligationen find auf Hoͤhe der darin ver⸗ 
ſchriebenen Kapitalbetraͤge und der dafuͤr nach H. 3. zu zahlenden Zinſen Glaͤu⸗ 
biger der Breslau-Schweidnitz-Freiburger Eiſenbahngeſellſchaft und haben in 
dieſer Eigenſchaft an dem Geſellſchaftsvermoͤgen ein unbedingtes Vorzugsrecht 
vor den Stamm⸗Aktien nebſt deren Dividenden. 

Dagegen bleibt den auf Grund des erſten Nachtrages zum Geſellſchafts⸗ 
Statute vom 11. Dezember 1843. mit Allerhoͤchſter Bewilligung vom 16. Fe⸗ 
bruar 1844. (Geſetz⸗Sammlung für 1844. Seite 61.) ausgegebenen 2000 Stuͤck 
Prioritaͤts⸗Aktien, ſowie den auf Grund des vierten Nachtrages zum Geſell⸗ 
ſchafts⸗Statute mit Allerhoͤchſter Genehmigung vom 21. Juli 1851. (Geſetz⸗ 
Sammlung für 1851. Seite 584.) ausgegebenen 7000 Stuͤck Prioritaͤts⸗Obli⸗ 
gationen, und den auf Grund des fuͤnften Nachtrages zum Geſellſchafts⸗Sta⸗ 
tute mit Allerhöchfter Genehmigung vom 14. Februar 1853. (Geſetz⸗Sammlung 
für 1853. Seite 48.) ausgegebenen 8000 Stuͤck Prioritaͤts⸗ Obligationen, alſo 
im Ganzen bis jetzt ausgegebenen 17,000 Stuͤck Prioritaͤts⸗-Aktien und Obli- 
gationen, das Vorzugsrecht fuͤr Kapital und Zinſen vor den neu auszuferti⸗ 
genden 6000 Stuͤck Prioritaͤts⸗Obligationen ausdruͤcklich vorbehalten. 


H. 6. 


Die Inhaber der Prioritaͤts-Obligationen ſind nicht befugt, die Zahlung 
der darin verſchriebenen Kapitalsbetraͤge anders, als nach Maaßgabe des im 
H. 4. gedachten Amortiſationsplanes zu fordern, ausgenommen: 
a) wenn ein Zahlungstermin laͤnger als drei Monate unberichtigt bleibt; 
b) wenn der Transportbetrieb auf der Eiſenbahn länger als ſechs Monate 
ganz aufhoͤrt; 
c) wenn gegen die Eiſenbahngeſellſchaft Schulden halber Exekution voll⸗ 
ſtreckt wird; a i 
d) wenn Umſtände eintreten, die einen Gläubiger nach allgemeinen geſetz⸗ 
lichen Grundſaͤtzen berechtigen wuͤrden, einen Arreſtſchlag gegen die Ge⸗ 
ſellſchaft zu begruͤnden; ö 5 
e) wenn die im H. 4. feſtgeſetzte Amortiſation nicht eingehalten wird. 
(Nr. 4082.) In 


= IB = 
In den Fallen zu a. bis d. bedarf es einer Kuͤndigungsfriſt nicht, 


ſondern das Kapital kann von dem Tage ab, an welchem einer dieſer Faͤlle 
eintritt, zuruͤckgefordert werden, und zwar: 


zu a) bis zur Zahlung des betreffenden Zinskupons, a 

= b) bis zur Wiederherſtellung des unterbrochenen Transportbetriebes, 

c) bis zum Ablauf eines Jahres nach Aufhebung der Exekution, 

d) 15 zum Ablauf eines Jahres, nachdem jene Umſtaͤnde aufgehoͤrt 
aben. 


In dem sub e. gedachten Falle iſt jedoch eine dreimonatliche Kuͤndi⸗ 
gungsfriſt zu beobachten; auch kann der Inhaber einer Prioritaͤts⸗Obligation 
von dieſem Kuͤndigungsrechte nur innerhalb dreier Monate von dem Tage ab 
Gebrauch machen, wo die Zahlung des Amortiſations-Quantums haͤtte ſtatt⸗ 
finden ſollen. Bei Geltendmachung des vorſtehenden Ruͤckforderungsrechts ſind 
die Inhaber der Prioritäts-Obligationen ſich an das geſammte bewegliche und 
unbewegliche Vermoͤgen der Geſellſchaft zu halten befugt. 


9. 


So lange nicht die gegenwaͤrtig kreirten Prioritaͤts-Obligationen einge⸗ 
löft, oder der Einloſungs⸗Geldbetrag gerichtlich deponirt iſt, darf die Geſellſchaft 
keines ihrer Grundſtuͤcke, welches zum Bahnkoͤrper gehört, veraͤußern, auch eine 
weitere Aktien⸗Emittirung oder ein Anleihegeſchaͤft nur dann unternehmen, wenn 
den Prioritaͤts⸗Obligationen, ſowie den früher emittirten Prioritats⸗Aktien fuͤr 
Kapital und Zinſen das Vorrecht vor den ferner auszugebenden Aktien oder 
der aufzunehmenden Anleihe vorbehalten und geſichert iſt. 


W | 


H. 8. 


Die Nummern der nach der Beſtimmung des $. 4. zu amortiſirenden 
Obligationen werden jaͤhrlich im April durch das Loos beſtimmt und ſofort 
öffentlich bekannt gemacht. 


H. 9. 


Die Verlooſung geſchieht durch das Geſellſchafts⸗Direktorium in Gegen⸗ 
wart zweier vereideter Notare in einem vierzehn Tage vorher zur offentlichen 
Kenntniß zu bringenden Termine, zu welchem den Inhabern der Prioritaͤts⸗ 
Obligationen der Zutritt geſtattet iſt. 


H. 10. 


Die Auszahlung der ausgelooſeten Obligationen erfolgt an dem im H. 4. 
dazu beſtimmten Tage in Breslau von der Geſellſchaftskaſſe nach dem Nomi⸗ 
nalwerthe an die Vorzeiger der Obligationen gegen Auslieferung derſelben. 
Mit dieſem Tage hört die Verzinſung der ausgelooſeten Prioritaͤts⸗Obligatio⸗ 
f nen 
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nen auf. Mit letzteren ſind zugleich die ausgereichten noch nicht faͤlligen Zins⸗ 
kupons einzuliefern. i 

Geſchieht dies nicht, ſo wird der Betrag der fehlenden Zinskupons von 
dem Kapitale gekuͤrzt und zur Einloͤſung der Kupons verwendet. 

Die im Wege der Amortifation eingelöften Obligationen ſollen in Ge⸗ 
genwart zweier vereideter Notare verbrannt und, daß dies geſchehen, durch die 
offentlichen Blaͤtter bekannt gemacht werden. Die Obligationen aber, welche 
in Folge der Ruͤckforderung F. 6. oder Kündigung H. 4. außerhalb der Amor⸗ 
tifafton eingelöft werden, kann die Geſellſchaft wieder ausgeben. 


H. 11. 


Diejenigen Prioritaͤts⸗Obligationen, welche ausgelooſt oder gekündigt find, 
und, der Bekanntmachung durch die öffentlichen Blätter ungeachtet, nicht recht⸗ 
zeitig zur Realiſation eingehen, werden während der naͤchſten zehn Jahre von 
dem Direktorium der Breslau-Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahngeſellſchaft all⸗ 
jährlich einmal öffentlich aufgerufen, gehen fie aber deſſenungeachtet nicht ſpaͤ⸗ 
teſtens binnen Jahresfriſt nach dem letzten öffentlichen Aufruf zur Realiſation 
ein, ſo erliſcht ein jeder Anſpruch aus denſelben an das Geſellſchaftsvermoͤgen, 
was unter Angabe der Nummern der werthlos gewordenen Obligationen von 
dem Direktorium oͤffentlich bekannt zu machen iſt. N 


H. 12. 


Die in den HH. 4., 8., 9., 10., 11. vorgeſchriebenen öffentlichen Bekannt⸗ 
machungen erfolgen durch zwei Breslauer Zeitungen, den Preußiſchen Staats⸗ 
Anzeiger und eine auswaͤrtige Zeitung. N 

Zu Urkund deſſen haben Wir das gegenwärtige landesherrliche Privile- 
gium Allerhoͤchſteigenhaͤndig vollzogen und mit Unſerem Koͤniglichen Inſiegel 
ausfertigen laſſen, ohne jedoch dadurch den Inhabern der Aktien und Obliga⸗ 
tionen in Anſehung ihrer Befriedigung eine Gewaͤhrleiſtung von Seiten des 
Staats zu geben oder den Rechten Dritter zu praͤfudiziren. 

Das gegenwärtige Privilegium iſt durch die Geſetz-Sammlung bekannt 
zu machen. i 


Gegeben Charlottenburg, den 19. Auguſt 1854. 


(. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 


1 


Nr. 4082.) Schema 
0 
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Schema A. 
Zins ⸗Kupaoen 
zu ; 
der Breslau -Schweinnig - Freiburger Eifenbahn- Aktie 1° ..... 


2 ö 5 : 

8 Jhbabeß dieſes empfaͤngt in Gemaͤßheit des Allerhoͤchſten 
S e Privilegiums vm waͤhrend der Bau⸗ 
23238 | zeit der Koͤnigszelt⸗ Liegnitzer Eiſenbahn am 2. Januar 18. 
S „ (d. Juli 18. .) die halbjaͤhrigen Zinſen der oben genannten, 
3 f uͤber 200 Thaler lautenden Aktie mit 4 Thaler „vier Thaler“ 

2332| Surant aus der Gefellfchaftöfaffe. 

8 
Bere Breslau, den enen wage. 18. 
Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahn⸗Geſellſchaft. 
Nene N „ N 
Der Rendant. 
| N. N. 
Schema Ab. 2 91 * * „ 
Prioritäts⸗ Obligation Littr. C. 
. der 8 5 a 

Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahn⸗Geſellſchaft 

Jeder Obligation ſind n Wegen Erneuerung der Kupons nach 
20 Kupons & ; Ablauf von 10 Jahren erfolgen je⸗ 
auf 10 Jahre beigegeben. uͤber desmal beſondere Bekanntmachungen. 


100 Thlr. Preußiſch Kurant. 


Jie dieſer Obligation hat auf Hoͤhe des obigen Betrages von Einhundert 
Thalern Preußiſch Kurant Antheil an dem in Gemäßheit des Allerhoͤchſten 
Privilegiums vom emittirten Kapitale von 600,000 Thalern 
a ln der Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahn-Ge⸗ 
ellſchaft. 


Breslau, VVV 18. 


4 Der Verwaltungsrath 
der Breslau 10 Schweidnitz ⸗Freiburger Ei eubahn ⸗Geſellſchaft. 


Der Rendant. 
N. N. 


Schema 
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Schema ©. 


Erſter Zins-Kupon 
der 5 
Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahn⸗Prioritäts⸗Obligation 
Littr. C. 


e 
zahlbar am 1. Januar 18. 


Yoplmla® 
299 N9gRog um? uopvjaag ef 
>86 ichn HBrIgBungog uapufpıetog 
uodng mog u wag uog walnS 7 


ggogasum Bungsgag uaaag "wald 


a 
Inhaber dieſes empfängt am 1. Januar 18.. die Zinfen 
der oben benannten Prioritaͤts-Obligation uͤber 100 Thaler 
mit zwei Thalern. 

Breslau, den ten 18. 


Der Verwaltungsrath f 
der Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahn⸗Geſellſchaft. 
N. N. N. N. 


Der Rendant. 
N. N. 
Schema D. 
T le 
: zu der 
Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahn⸗Prioritäts⸗Obligation 
5 Littr. C. 


So Produzent dieſes Talons erhält ohne weitere Pruͤfung ſeiner Legitima⸗ 
tion die für die vorſtehend bezeichnete Prioritaͤts-Obligation neu auszufertigen⸗ 
den Zins⸗Kupons fuͤr die naͤchſten zehn Jahre. 

f Breslau, den ten 18 


| Der Verwaltungsrat) 
der Breslau, Schweidntt ⸗Freiburger Ef enbahn. Geſellſchaft. 


Der Rendant. 
N. N. 


Jahrgang 4854, (Nr. 40824083.) 75 (Jr. 4083.) 
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(Nr. 4083.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Obligationen 
185 ei Falkenberg im Betrage von 181,225 Rthlr. Vom 26. Auguft 
854. . 5 


Wi Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. . 

Nachdem von den Kreisſtaͤnden des Falkenberger Kreiſes auf den 
Kreistagen vom 20. März 1852., 2. Juli und 22. Oktober 1853. beſchloſſen 
worden, die zur Ausfuͤhrung der von dem Kreiſe unternommenen Chauſſeebau⸗ 
ten erforderlichen Geldmittel im Wege einer Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir 
auf den Antrag der gedachten Kreisſtaͤnde: zu dieſem Zwecke auf jeden In⸗ 
haber lautende, mit Zinskupons verſehene, Seitens der Glaͤubiger unkuͤndbare 
Obligationen zu dem angenommenen Betrage von 181,225 Rthlr. ausſtellen 
zu duͤrfen, da ſich hiergegen weder im Intereſſe der Glaͤubiger noch der 
Schuldner etwas zu erinnern gefunden hat, in Gemaͤßheit des H. 2. des Ge⸗ 
ſetzes vom 17. Juni 1833. zur Ausſtellung von Obligationen des Falkenberger 
Kreiſes zum Betrage von Einhundert ein und achtzig tauſend zweihundert fuͤnf 
und zwanzig Thalern, welche in folgenden Apoints: 


30 Stuͤck à 1000 Kehle. ..... 30,000 Kthlr. 
160 Stuͤck a 500 Rthlr.. 80,000 Rthlr. 
500 Stuͤck a 100 Rthlr.. 50,000 Rthlr. 
300 Stuͤck a 50 Rthlr. ..... 15,000 Rthlr. 
249 Stuͤck a 25 Rthlr.. 6,225 Rthlr. 
5 a yer 


. in Summa 181,225 Rthlr. . 
nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Huͤlfe einer Kreisſteuer mit | 
2 vier Prozent jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmen⸗ 
den Folgeordnung vom 1. Januar 1855. an innerhalb zwei und dreißig Jah⸗ 
ren nach Maaßgabe des fefigeftellten Amortiſationsplans zu tilgen ſind, durch 
gegenwaͤrtiges Privilegium Unſere landesherrliche Genehmigung mit der rechtlichen 
Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber dieſer Obligationen die daraus her⸗ 
vorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des Eigenthums nachweiſen zu duͤr⸗ 
fen, geltend zu machen befugt iſt. 
Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 
Dritter ertheilen und wodurch fuͤr die Befriedigung der Inhaber der Obliga⸗ 
tionen eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats nicht uͤbernommen wird, iſt 
durch die Geſetz»Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Putbus, den 26. Auguſt 1854. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. | 
8 © d Mi . e d 1. e i 
v. Bodelſchwingh. Ns Ae - S ffn Kuben; 


v. Manteuffel. v. Pommer Eſche. 
Obli⸗ 
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Obligation 
des Falkenberger Kreiſes 


r Mer 
ner Rthlr. Preußiſch Kurant. 
Auf Grund der unteren beſtaͤtigten Kreistagsbeſchluͤſſe vom 


20. März 1852., 2. Juli und 22. Oktober 1853., wegen Aufnahme einer 
Schuld von 181,225 Rthlr., bekennt ſich die ſtaͤndiſche Kommiſſion fuͤr den 
Chauſſeebau des Falkenberger Kreiſes Namens des Kreiſes durch dieſe, fuͤr 
jeden Inhaber guͤltige, Seitens des Glaͤubigers unkuͤndbare Verſchreibung zu 
einer Schuld von Thalern Preußiſch Kurant nach dem Muͤnzfuße 
von 1764., welche für den Kreis kontrahirt worden und mit vier Prozent 
jaͤhrlich zu verzinſen iſt. 


Die Ruͤckzahlung der ganzen Schuld von 181,225 Kthlr. geſchieht vom 
Jahre 1855. ab allmaͤlig innerhalb eines Zeitraumes von zwei und dreißig 
Jahren aus einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds von fuͤnf Pro⸗ 
zent jaͤhrlich unter Zuwachs der Zinſen von den getilgten Schuldverſchreibun⸗ 
gen nach Maaßgabe des genehmigten Tilgungsplanes. 


Die Folgeordnung der Einlöfung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1855. ab in dem Mo⸗ 
nate Januar jedes Jahres. Der Kreis behaͤlt ſich jedoch das Recht vor, den 
Tilgungsfonds durch größere Auslooſungen zu verſtaͤrken, ſowie ſaͤmmtliche noch 
umlaufende Schuldverſchreibungen zu kuͤndigen. Die ausgelooſten, ſowie die ge⸗ 
kuͤndigten Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, 
Nummern und Beträge, ſowie des Termins, an welchem die Ruͤckzahlung er⸗ 
folgen ſoll, oͤffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt ſechs, 
drei, zwei und einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem Amtsblatte der 
Koͤniglichen Regierung zu Oppeln, ſowie in einer zu Breslau erſcheinenden 
Zeitung. : 

Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 
es in halbjaͤhrlichen Terminen, am 1. Januar und 1. Juli, von heute an ge⸗ 
rechnet, mit vier Prozent jaͤhrlich in Preußiſchem Kurant verzinſet. 

Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤck⸗ 
gehe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 

ei der Kreis-Kommunalkaſſe in Falkenberg, und zwar auch in der nach dem 
Eintritt des Faͤlligkeitstermins folgenden Zeit. 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals praͤſentirten Schuldverſchrei⸗ 

bung ſind auch die dazu gehoͤrigen Zinskupons der ſpaͤteren Faͤlligkeitstermine 
(Nr. 4083.) 13 zu⸗ 
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zuruͤckzuliefern. Fuͤr die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale 
abgezogen. ö 


Die gekuͤndigten Kapitalbetraͤge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Ruckzahlungsterinine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren 
nicht erhobenen Zinſen, verjähren zu Gunſten des Kreiſes. 


Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld— 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung Th. I. 
Tit. 51. H. 120. seq. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Falkenberg. 


Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjaͤhrigen 
Verjaͤhrungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaub⸗ 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt der Betrag der ange⸗ 
meldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung aus⸗ 
gezahlt werden. 8 

Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind acht halbjaͤhrige Zinskupons bis 
zum Schluffe des Jahres.. ausgegeben. Fuͤr die weitere Zeit werden Zins⸗ 

kupons auf fünfjährige Perioden ausgegeben. N 


Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis⸗Kom⸗ 
munalkaſſe zu Falkenberg gegen Ablieferung des der alteren Zinskupons-Serie 
beigedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushaͤndigung 
der neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern 
deren Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. i 


Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermoͤgen. 


0 a zur Urkunde haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterfehrift 
ertheilt. f 


Walfenberg, den nnn 19 
(. 8. 
Die ſtändiſche Kommiſſion Ir nen Chauſſeebau im Falkenberger 
reiſe. . 


Zins⸗ 
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Zins ⸗Kupon 
ö zu Der 
Kreis⸗Obligation des Falkenberger Kreiſes 
ET X 
Aer Thaler Preußiſch Kurant. 


(Die Zinskupons werden fuͤr jedes Halbjahr beſonders ausgefertigt.) 


Der Inhaber dieſes Zinskupons empfängt gegen deſſen Ruͤckgabe in 
der Zeit vom 26. Juni bis 2. Juli 185. (reſp. vom 28. Dezember 185. 
bis 3. Januar 185.) an halbjaͤhrlichen Zinſen bei der Kreis-Kommunalkaſſe 


u Falkenber ; 
N e ih Sh. 


Die innerhalb vier Jahren nach der Fälligkeit, vom Schluß des betref- 
fenden Halbjahrs gerechnet, nicht abgehobenen Zinſen verfallen der Chauſſee⸗ 
bau⸗Kaſſe. Geſetz vom 31. Maͤrz 1838. H. 2. Nr. 5. (Gefeß » Sammlung 
Seite 249.) 

Falkenberg, den en 18. 


Die ſtändiſche Kommiſſion Me dei Chauſſeebau im Falkenberger 
reiſe. 


Talon 
zu der Kreis⸗Obligation des Falkenberger Kreiſes. 


Der Inhaber dieſes Talons empfaͤngt gegen 
gation des Falkenberger Kreiſes Ti FF ö 2 
A vier Prozent Zinſen die ..... te Serie Zinskupons fuͤr die fuͤnf Jahre von 
18.. bis 18. bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe zu Falkenberg. 

Falkenberg, den n. 183 


Die ſtändiſche Kommiſſion fig hen Chauſſeebau im Falkenberger 
reiſe. 


(Nr. 40834084. => (Nr. 4084.) 
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(Nr. 4084.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 26. Auguſt 1854., betreffend die Verleihung der fiska⸗ 
g liſchen Vorrechte für den vom Kreiſe Wongrowiec beabſichtigten Bau und 
die Unterhaltung einer Chauſſee von der Nakel-Poſener Kunſtſtraße unfern 
der Stadt Erin über Wapno, Janowiec, Lopienno bis zur Gneſener Kreis- 
grenze in der Richtung auf Klecko, und von der Gneſener Kreisgrenze in 
der Richtung von Klecko über Mieszisko und Wongrowiec bis zur Grenze 
des Chodzieſener Kreiſes in der Richtung auf Margonin, 


N. Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den von dem Kreiſe 
Wongrowiee, im Regierungsbezirk Bromberg, beabſichtigten Bau einer Chauſſee 


von der Nakel⸗Poſener Kunſtſtraße unfern der Stadt Erin über Wapno, Ja⸗ 


nowiee, Lopienno bis zur Gneſener Kreisgrenze in der Richtung auf Klecko, 
und von der Gneſener Kreisgrenze in der Richtung von Klecko uͤber Mieszisko 
und Wongrowiee bis zur Grenze des Chodzieſener Kreiſes in der Richtung 
auf Margonin, genehmigt habe, beſtimme Ich hierdurch, daß das Expropria⸗ 
tionsrecht für die zu der Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das 
Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs-Materialien, nach 
Maaßgabe der für die Staats-Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, auf dieſe 
Straßen zur Anwendung kommen ſollen. Zugleich will Ich dem gedachten 
Kreiſe gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der 
Straßen das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmun⸗ 
gen des fuͤr die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, ein- 
ſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, 
ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, verlei⸗ 
hen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗-Tarife vom 29. Februar 1840. ange⸗ 
haͤngten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die gedachten 
Straßen zur Anwendung kommen. 


N Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Putbus, den 26. Auguſt 1854, 
Friedrich Wilhelm. 


; Fuͤr den Miniſter fuͤr Handel 
v. Bodelſchwingh. Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten: 


v. Pommer Eſche. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


— 531 — 


(Nr, 4088.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 28. Auguſt 1854, betreffend die Verleihung der fiska⸗ 
liſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung der Kreis⸗Chauſſee 
von Loͤbau uͤber Neumark und Biſchoffswerder bis Leſſen. 


Nicden Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Kreis⸗ 
Chauſſee von Loͤbau uͤber Neumark und Biſchoffswerder bis Leſſen genehmigt 
habe, beſtimme Ich hierdurch, daß das Expropriationsrecht fuͤr die zu der 
Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme der 
Chauſſeebau- und Unterhaltungs-Materialien, nach Maaßgabe der fuͤr die 
Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, auf die im Kreiſe Loͤbau belegene 
Strecke dieſer Straße zur Anwendung kommen ſollen. Zugleich will Ich dem 
Kreiſe Löbau gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung 
der Straße, ſoweit ſie im Kreiſe belegen iſt, das Recht zur Erhebung des 
Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des fuͤr die Staats⸗Chauſſeen jedesmal 
geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Be⸗ 
ſtimmungen uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffen⸗ 
den zufäßlichen Vorſchriften, verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗ 
Tarife vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Beſtimmungen wegen der Chauſſee⸗ 
polizei-Vergehen auf die gedachte Straßenſtrecke zur Anwendung kommen. 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 
Putbus, den 28. Auguſt 1854. 


Friedrich Wilhelm. 


; Fuͤr den Miniſter fuͤr Handel, 
v. Bodelſchwingh. Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten: 


v. Pommer Eſche. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. f 5 


(Nr. 4086.) Beſtaͤtigungs-Urkunde, betreffend einen Nachtrag zu den Statuten der Berlins 
Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 30. Auguſt 1854. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 

Nachdem die Berlin-Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft in ihrer General⸗ 

Verſammlung vom 26. Mai 1854, beſchloſſen hat, den anliegenden Nachtrag 

25 zu ihren von Uns unter dem 12. Oktober 1840. (Geſetz-Sammlung für 1840. 

S. 305.) beſtaͤtigten Statuten zu errichten und demgemaͤß Behufs Deckung 

(Ir. 40884086.) d des 
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des, zur vollſtaͤndigen Ausruͤſtung der Bahn und zur Vermehrung der Betriebs— 
mittel erforderlichen Geldbedarfs Stamm⸗Aktien im Betrage von 1,200,000 


Thalern nach naͤherem Inhalt des obigen Statuten-Nachtrages auszugeben, 


wollen Wir dem letzteren Unſere landesherrliche Genehmigung hierdurch ertheilen. 


Die gegenwärtige Urkunde iſt nebft dem beftätigten Statuten-Nachtrage 
durch die Geſetz- Sammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 75 485 


Gegeben Putbus, den 30. Auguſt 1854. 
(J. S.) Friedrich Wilhelm. 


8 | Kür den Minifter fir Handel 
Simons. v. B od el ſchwingh. Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten: 


v. Pommer Eſche. 


Dritter Nachtrag | 
zu den Statuten der Berlin⸗Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft. 


f Zur Deckung des zur vollſtaͤndigen Ausruͤſtung der Berlin-Stettiner Eiſen⸗ 
bahn und zur Vermehrung ihrer Betriebsmittel erforderlichen Geldbedarfs fol- 
len nn im Betrage von 1,200,000 Thalern in der Art ausgegeben 
werden, da 


a) auf jede, bis zu einem von dem Geſellſchaftsdirektorium zu beſtimmen⸗ 
den Termine anzumeldenden 400 Rthlr. (vierhundert Thaler) Aktien 
55 190 Rthlr. (Einhundert Thaler) Aktie zum Parikurſe ausgege⸗ 
en wird; 

b) die dadurch nicht begebenen Aktien für Rechnung der Geſellſchaft von 
dem Direktorium nach deſſen und des Verwaltungsrathes Ermeſſen ver— 
kauft werden. a 


Stettin, den 30. Mai 1854, 


Nedigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei, 
(Rudolph Decker.) 


